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Anlage 14 zur GRDrs 753/2014
Stellenschaffungen 
im Vorgriff auf den Stellenplan 2016 
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),
Kostenstelle
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	500 0270
50205070

	Sozialamt
	A 10
	Sachbearbeiter/in

	10,65
	--
	791.295

	Im Teilstellenplan des Sozialamtes wird folgender Vermerk angebracht:
	Die Verwaltung wird ermächtigt, im Jahr 2015 zusätzliches Personal in Entgelt-gruppe 9 TVöD im Umfang von maximal 9,40 Stellen außerhalb des Stellenplans zu beschäftigen. Die Beschäftigung erfolgt sukzessive entsprechend der Zunahme der Flüchtlingszahlen auf Grundlage der Stellenbemessung in der Sozialhilfe, Fallzahlenschlüssel 1:80 für Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)


1
Antrag, Stellenausstattung
Für die Aufgabe der „Leistungsgewährung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)“ beim Sozialamt werden die Schaffung von 10,65 Stellen sowie eine Ermächtigung, im Jahr 2015 zusätzliches Personal im Umfang von maximal 9,40 Stellen zu beschäftigen, beantragt. 
2
Schaffungskriterien

Arbeitsvermehrung. Die derzeitige Stellenausstattung reicht nicht aus, um die im Rahmen des Projekts „Stellenbemessung in der Sozialhilfe“ neu bemessenen Fallzahlenschlüssel erfüllen zu können. Der Stellenschlüssel war mit 1:70 für die Leistungsgewährung nach dem AsylbLG Teil der Festlegungen im Stellenbemessungsverfahren in der Sozialhilfe. Durch die Umstellung von Sach- auf Geldleistung im Leistungsbereich des AsylbLG in Folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 18.07.2012 konnte der Fallzahlenschlüssel zum Juli 2013 auf aktuell 1:80 angepasst werden.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Von der Gemeinderatsdrucksache 591/2014 - „Entwicklungen im Flüchtlingsbereich des Sozialamts, 1. Neubemessung Stellenschlüssel und Stellenbedarf für die zentrale Verwaltung und Unterbringung der Flüchtlinge, 2. Stellenbedarf in der Sozialhilfe“ - haben der Sozial- und Gesundheitsausschuss (Sitzung am 29.09.2014) und der Verwaltungsausschuss (Sitzung am 15.10.2014) Kenntnis genommen. 

Nachfolgend wird der Stellenbedarf nach Ziffer 2 - „Stellenbedarf in der Sozialhilfe“ für Leistungen nach dem AsylbLG - geltend gemacht. Der „Stellenbedarf für die zentrale Verwaltung und Unterbringung der Flüchtlinge“ gemäß Ziffer 1 des Beschlussantrags der o. g. GRDrs wird in der Anlage 13 beantragt.
In der Sozialhilfe bestand für den Bereich des Bürgerservice Soziale Leistungen für Flüchtlinge beim Sozialamt (50-270) aufgrund der Fallzahlen Stand August 2014 auf Basis der Stellenbemessung ein Stellenmehrbedarf in Höhe 5,88 Stellen. Unter Berücksichtigung der prekären Situation im Flüchtlingsbereich konnte mit den Bezirksämtern Einvernehmen dahingehend hergestellt werden, dass im „Kleinen Stellenplanverfahren 2014“ ausschließlich der Stellenmehrbedarf in Höhe von 5,88 Stellen aus dem Stellenbemessungsverfahren der Sozialhilfe (gerundet 6 Stellen) für 50-270 im Vorgriff auf den Stellenplan 2016 beantragt wird. Dies hat zur Folge, dass die Stellenverteilung zwischen den Bezirksämtern und dem Sozialamt im Rahmen der Stellenbemessung bis zum nächsten Haushaltsplanverfahren 2016/2017 ausgesetzt wird.
Wie bereits im Verwaltungsausschuss am 15.10.2014 berichtet, sind aufgrund der aktuell nochmals gestiegenen Flüchtlingszahlen, zusätzlich zu den in der GRDrs 591/2014 genannten Stellen, weitere Stellen zu schaffen. 
	Stellenbedarf 50-270
	
	
	
	

	Monat/Jahr 
	Fälle mit Leistungen nach dem AsylbLG
	Stellenbestand
	Stellenbedarf aufgrund Fallzahlen-
schlüssel 1:80 
	Fehlende Stellen

	August 2014
	1322
	10,65
	16,53
	5,88
(entsprechend GRDrs 591/2014)

	Prognose Dez. 2014
	1.704
	10,65
	21,30
	10,65


Auf der Basis der aktuellen Prognose der Fallzahlen für Dezember 2014 hat die Sozialhilfe im Bereich der Versorgung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bei der Dienststelle 50-270 nun einen Stellenschaffungsbedarf von 10,65 Stellen. Unabdingbar notwendig ist, korrespondierend mit dem Bereich der zentralen Verwaltung und Unterbringung, eine Ermächtigung zur sukzessiven Beschäftigung von Personal im Jahr 2015. Auf der Grundlage des geltenden Fallzahlenschlüssels ist die Ermächtigung hier bis zu einem Umfang von 9,40 Stellen festzulegen

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Diese erfolgte mit dem bisherigen Stellenbestand, welcher aufgrund des Anstiegs der Flüchtlingszahlen anzupassen ist. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffung

Die für die Sozialhilfesachbearbeitung ermittelten Fallzahlenschlüssel würden nicht erreicht. Die ordnungsgemäße Erledigung der Pflichtaufgaben nach dem AsylbLG wie auch die Sicherstellung des notwendigen Lebensunterhalts der Flüchtlinge wären gefährdet. 
4
Stellenvermerk
-
